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Atommüll:
Der Atommüll in ASSE II 
säuft ab. Wie unsicher ein 
Atommüll-Endlager in 
einem Salzstock ist, er-
klärt Prof. Dr. Rolf Bert-
ram, bis zu seiner Emeri-
tierung Leiter des Insti-
tuts für Physikalische 
Chemie und Elektroche-
mie an der Technischen 
Universität Braun-
schweig.
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Atommüll:
Keramiken sind –
entgegen bisherigen 
Hoffnungen –
nicht optimal für den 
Einschluß von Plutonium. 
Zu diesem Ergebnis 
kommen Ian Farnan
von der Universität 
Cambridge und
Kollegen nach neuen 
Untersuchungen.
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Atommüll:
Das Endlager für leicht-
und mittelaktiven Atom-
müll in dem ehemaligen 
Kali- und Salzbergwerk 
Morsleben stürzt ein und 
ist undicht. Eine Rück-
holung der Abfälle ist 
nicht möglich, heißt es. 
Deshalb soll der seit 1998 
bestehende Einlagerungs-
stopp in eine „Stillegung“ 
überführt werden.
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Atompolitik:
Unter dem Titel „Herr 
Koppe klärt auf“ be-
schrieb der Deutschland-
funk am 22. Januar 2007 
in einem Feature, wie der 
abgebrochene Physikstu-
dent Johannes Koppe 
Chefideologe der deut-
schen Atomindustrie 
wurde und für die Stasi 
die westdeutsche Atomin-
dustrie abschöpfte.
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Den Wortbruch der Atomkon-
zerne mit einem Wechsel zu 
Ökostrom-Anbietern zu be-
antworten – mit dieser Auf-
forderung an alle Stromkun-
den reagierte das Aktions-
bündnis „Atomausstieg selber 
machen!“ auf den am 21. De-
zember 2006 bekannt gewor-
denen Antrag der Energie Ba-
den-Württemberg (EnBW), 
den Alt-Atommeiler Neckar-
westheim 1 länger als im 

Atomgesetz vorgesehen am 
Netz zu lassen. Die Strategie 
des Wortbruchs der deutschen 
Atomkraftwerksbetreiber er-
reicht mit diesem Antrag ei-
nen neuen Höhepunkt, erklärt 
Dr. Gerd Rosenkranz, Leiter 
des Referats Politik & Öffent-
lichkeitsarbeit der Deutschen
Umwelthilfe e.V.. Nach dem 
Essener Stromkonzern RWE 
demonstriere nun auch das 
Karlsruher Unternehmen und 

sein Vorstandsvorsitzender 
Utz Claassen, daß ihnen ver-
tragliche Verpflichtungen, ei-
gene Beteuerungen oder die 
Wünsche der Mehrheit ihrer 
Kunden wenig bedeuten.

Vor nicht einmal zwei Jahren 
hatte Claassen zur auch von 
EnBW unterzeichneten Atom-
konsens-Vereinbarung zwi-
schen Bundesregierung und 
Stromwirtschaft erklärt: „Die 
Industrie kann nicht Planungs-
sicherheit verlangen und dann 
in Frage stellen, was sie selbst 
mit verhandelt, vereinbart und 
unterschrieben hat.“ Im Sep-
tember 2006 kündigte nun 
Claassen nicht nur den jetzt 
erfolgten Antrag zur Verlän-
gerung der Laufzeit für Ne-
ckarwestheim 1 an, sondern 
erklärte ihn gleichzeitig zum 
ersten Schritt seines Unter-

nehmens auf dem Weg zur 
vollständigen Aufkündigung 
des Atomausstiegs. Claassen: 
„Solange eine generelle Lauf-
zeitverlängerung nicht geklärt 
ist, wollen wir Reststrommen-
gen anderer Kraftwerke auf 
Neckarwestheim 1 übertra-
gen.“
Die vier dominierenden 
Stromkonzerne EnBW, RWE, 
Vattenfall und E.ON nötigen 
mit diesem Vorgehen die Po-
litik, den Atomausstieg rück-
gängig zu machen, erklärt Ro-
senkranz. Einzig und allein 
wegen der beim Weiterbetrieb 
ihrer bereits abgeschriebenen 
Altmeiler erzielbaren Milliar-
dengewinne setzten sie sich 
über die Sicherheitsinteressen 
der Bevölkerung hinweg. 
Doch niemand ist hierzulande 
gezwungen, Atomstrom zu 
kaufen. Die im Aktionsbünd-
nis „Atomausstieg selber ma-
chen!“ zusammengeschlosse-
nen Umweltverbände, Ver-
braucherschutzorganisationen 
und Anti-Atomkraft-Initiati-
ven rufen deshalb alle Strom-
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kunden auf, jetzt die Vertrags-
beziehungen zur Energie Ba-
den-Württemberg (mit deren 
Strommarken „EnBW“, „Yel-
lo“ und „NaturEnergie“) und 
zu den anderen wortbrüchigen 
Atomkraftwerksbetreibern 
aufzukündigen und den Atom-
ausstieg selbst zu vollziehen:
„Handeln Sie jetzt. Machen 
Sie Atomstrom zu einer 
immer schwerer verkäuflichen 
Ware. Wechseln Sie noch 
heute zu Ökostrom-Versor-
gern, die Elektrizität aus den 
erneuerbaren Energien Sonne, 
Wind, Wasser und Biomasse 
und hocheffizienter Energie-
umwandlung bereitstellen. Sie 
werden sehen: Es fühlt sich 
angenehm an, mit sauberem 
Strom versorgt zu werden“.

Mit großem Aufwand hatte 
die EnBW in den zurücklie-
genden Monaten ihren Wort-
bruch vorbereitet. Zunächst 
wurde in Berlin ein aufwendi-
ger Klimaschutzkongress ver-
anstaltet, dann ein großes Pu-
blikum zur Vorführung des 
Films „Eine unbequeme 
Wahrheit“ geladen und so ver-
sucht, vom Glanz des Klima-
Engagements des früheren 
US-Vize-Präsidenten Al Gore 
zu profitieren. Schließlich 
schaltete man in großen Zei-
tungen Anzeigen, die Atom-
kraftwerke nicht als Hochrisi-
kotechnologie zeigen, sondern 
als romantisierte Biotope.

Gleichzeitig hat EnBW kürz-
lich den Bau eines großen 
Steinkohlemeilers bei Karls-
ruhe angekündigt. Gemeinsam 
mit der Mitteldeutschen 
Braunkohlegesellschaft (Mi-
brag) plant der Konzern au-
ßerdem beim sachsen-anhalti-
nischen Ort Profen ein 660 
Megawatt-Braunkohlekraft-
werk, das erheblich mehr 
Treibhausgase pro erzeugte 
Kilowattstunde ausstoßen 
würde als alle anderen Kraft-
werkstypen. Noch Mitte De-
zember 2006 unterzeichnete 
der EnBW-Vorstandschef mit 
anderen Spitzenmanagern ei-
nen offenen Brief des BDI ge-
gen die Klimaschutzanstren-
gungen der EU-Kommission. 
All das entlarvt die Klima-
schutzbeteuerungen von
EnBW als reine Propaganda.

Wie zuvor der RWE-Konzern 
will EnBW sein ältestes 
Atomkraftwerk und das 
zweitälteste in Deutschland 
(Neckarwestheim 1, kommer-
zieller Start 1976) länger 
betreiben als im Atomkonsens 
vorgesehen. Dafür soll sich 
die Laufzeit des jüngsten 
Meilers in Deutschland am 
selben Standort (Neckarwest-
heim 2, kommerzieller Start 
1989) verkürzen. Dieses Vor-
gehen steht im direkten Ge-
gensatz zum Sinn der Strom-
mengenregelung, die die 
Möglichkeit eröffnen sollte, 

Altreaktoren mit besonders 
fragwürdiger Sicherheit früher 
als geplant abzuschalten und
dafür später errichtete Anla-
gen länger laufen zu lassen. 
Das Gegenteil ist jetzt geplant. 
Dahinter steht die Absicht, die 
Atomvereinbarung so lange 
ins Leere laufen zu lassen, bis 
eine den Konzernen genehme 
Bundesregierung gewählt ist 
und diese sich vom Atomaus-
stieg verabschiedet. Katastro-
phenrisiken und die unge-
klärte Entsorgung des Atom-
mülls spielen bei diesen Pla-
nungen keine Rolle.

Durchschnittlich können die 
Konzerne pro Reaktor und zu-
sätzlichem Betriebsjahr mit 
Extragewinnen von 300 Mil-
lionen Euro rechnen, in Ne-
ckarwestheim (Bruttoleistung 
840 Megawatt) wären es rund 
200 Millionen Euro pro Jahr, 
rechnet Rosenkranz. Es gehe 
bei dieser Operation um Son-
derprofite und um nichts ande-
res. Die vom Stuttgarter Mini-
sterpräsidenten Günther Oet-
tinger (CDU) mehrfach wie-
derholte Ankündigung, EnBW 
werde einen Teil seiner Zu-
satzgewinne abtreten, damit 
Land und Konzern gemeinsam 
die erneuerbaren Energietech-
nologien weiterentwickeln, 
bereite nur einen neuen Pro-
pagandacoup vor. Der Ver-
such von EnBW – ein Kon-
zern, der im Gegensatz zu 

RWE, Vattenfall und E.ON 
nicht über eine eigene fossile 
Brennstoffbasis verfügt –, sich 
mit der mittelfristigen Orien-
tierung auf erneuerbare Ener-
gien „zukunftsfest“ zu ma-
chen, werde als großzügiges 
Geschenk an die Allgemein-
heit verkauft. Doch in Wirk-
lichkeit sei es umgekehrt: Der 
Staat würde EnBW durch das 
Gewähren von AKW-Lauf-
zeitverlängerungen Sonder-
einnahmen bescheren, die das 
Unternehmen bei den nötigen 
Investitionen in die eigene 
Zukunft entlasten.

Ein Anteil von 15,9 Prozent 
Erneuerbarer Energien an der 
Strombereitstellung von 
EnBW stammt mit 11 Prozent 
aus großen alten Wasser-
kraftwerken. EnBW verdient 
sein Geld hauptsächlich mit 
Atomstrom. Hauptaktionär ist 
der französische Staatskon-
zern Electricité de France 
(EdF), einer der größten 
Atomstromproduzenten der 
Welt. Über die EnBW-Tochter 
Yello Strom GmbH wird ver-
sucht, Atomstrom in Deutsch-
land als gelb, gut und günstig 
zu vermarkten.

Information zum Wechsel des 
Stromanbieters unter: www.atom
ausstieg-selber-machen.de oder 
infoline: 0800-762 68 52. 

Leukämiehäufung

Anhörung im 
niedersächsi-
schen Landtag
Die Leukämiefälle bei Kin-
dern und jungen Erwachsenen 
bei Geesthacht und in der 
Elbmarsch sollen erneut 
Thema im niedersächsischen 
Landtag werden. Der Sozial-
ausschuß des Landesparla-
ments beschloß in der zweiten 
Januarwoche 2007 fraktions-
übergreifend, Wissenschaftler 
zu einer Anhörung einzuladen. 
Zuvor hatten sich die Bürger-
initiative gegen Leukämie in 

der Elbmarsch, die Gesell-
schaft für Strahlenschutz, die
deutsche Sektion der Ärzte-
vereinigung IPPNW sowie 
Mitglieder der vormaligen 
niedersächsischen und schles-
wig-holsteinischen Leukämie-
kommissionen mit einer Bild-
dokumentation „Die Elb-
marschleukämien – Stationen 
einer Aufklärung“ an die Öf-
fentlichkeit gewandt (siehe 
Strahlentelex 480-481 vom 4. 
Januar 2007). Als Ursache für 
die Leukämiehäufung wird 
darin eine Umgebungsradio-
aktivität bei Geesthacht in der 
Folge eines Unfallereignisses 
im September 1986 bei dem 
dort ansässigen GKSS-For-

schungszentrum beschrieben. 
Die Betreiber des Forschungs-
zentrums und die schleswig-
holsteinische Landesregierung 
haben jedoch mehrfach 
bestritten, daß sich ein kern-
technischer Unfall ereignet 
hat. Die Gesundheitsministe-
rin Gitta Trauernicht (SPD) 
charakterisierte die gefunde-
nen strahlenden Teilchen bis 
zuletzt als „Wurmkot“: „Diese 
Kügelchen haben eben kein 
radioaktives Potential, und es 
gibt überhaupt keine Vertu-
schung eines Atomunfalls in 
der GKSS. Das ist absurd, das 
ist abwegig.“ Unabhängigen 
Fachleuten zufolge deuten Art 
und Aufbau der gefundenen 

Kügelchen darauf hin, daß sie 
aus einer sogenannten Hy-
bridanlage stammen. Bei die-
ser kerntechnischen Entwick-
lungslinie sollten die Prinzi-
pien der Energiefreisetzung 
durch Kernfusion und Kern-
spaltung kombiniert werden, 
um eine Effizienzsteigerung 
zu erreichen und gleichzeitig 
neues spaltbares Material zu 
erbrüten.
Wann die Anhörung im nie-
dersächsischen Landtag statt-
finden soll und welche Wis-
senschaftler von den Land-
tagsfraktionen benannt und 
eingeladen werden, war bei
Redaktionsschluß noch un-
klar. 


